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Nur noch 18,5 Prozent der Beschäftigten sind Mit-
glied einer Gewerkschaft. Rekrutierungsprobleme 
gibt es vor allem bei jungen und weiblichen Arbeit-
nehmern sowie Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund. Paradox erscheint, dass trotz niedriger 
Beitrittsneigung eine große Mehrheit der Beschäf-
tigten die Vertretung der Arbeitnehmer durch star-
ke Gewerkschaften als wichtig ansieht.

1 Prozent des Bruttomonatsverdiensts an eine Gewerk-
schaft abzutreten, stellt längst nicht für jeden Arbeitneh-
mer eine sinnvolle oder notwendige Investition dar – zu-
mal von vielen Vorteilen der Gewerkschaftsarbeit auch 
ohne Mitgliedschaft profitiert werden kann. Von Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden ausgehandelte 
Löhne werden meist auf alle Beschäftigte eines Betriebs 
ausgeweitet. Ob man nach Tarif bezahlt wird, hängt also 
weniger von der Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft als 
von der Tarifbindung des Arbeitgebers ab. Auch die Arti-
kulation von Interessen der Arbeitnehmerschaft auf der 
politischen Ebene kommt allen Arbeitnehmern zugute 
unabhängig vom Mitgliedsstatus des Einzelnen.

Dass tatsächlich recht viele Arbeitnehmer profitieren, 
ohne Mitgliedsbeiträge an eine Gewerkschaft zu zahlen, 
belegen Umfrageergebnisse. So zeigt eine Auswertung 
des Sozioökonomischen Panels, dass im Jahr 2016 über 

die Hälfte der Beschäftigten in Deutschland nach Tarif 
bezahlt wurden (Schneider/Vogel, 2018, 5). Gleichzei-
tig beantworten im Rahmen der allgemeinen Bevölke-
rungsumfrage der Sozialwissenschaften (Allbus, 2016) 
im gleichen Jahr jedoch nur 18,5 Prozent der Arbeitneh-
mer die Frage „Darf ich Sie fragen, ob sie derzeit Mitglied 
in einer Gewerkschaft sind?“ mit „Ja, ich bin Mitglied“. In 
die Berechnung dieses Netto-Organisationsgrads wur-
den nur aktive Arbeitnehmer einbezogen, die ihren be-
ruflichen Status mit Angestellter, Arbeiter oder Beamter 
beschreiben. In den letzten 20 Jahren ist der Netto-Or-
ganisationsgrad damit um etwa ein Drittel gesunken 
(Biebeler/Lesch, 2015, 711). Im Vergleich zu den Jahren 
vor der Wiedervereinigung, in denen stets über 30 Pro-
zent der Beschäftigten Gewerkschaftsmitglieder waren, 
ist der Rückgang noch deutlicher (Schnabel, 2016, 427).

Werden nicht nur berufstätige Gewerkschaftsmitglieder 
berücksichtigt, sondern auch gewerkschaftlich organi-
sierte Arbeitslose, Rentner, Hausfrauen und Schüler ein-
bezogen, ergibt sich auf Grundlage des Allbus 2016 ein 
Brutto-Organisationsgrad von etwa 26 Prozent. Dabei 
wird deutlich, dass fast ein Drittel der Gewerkschaftsmit-
glieder nicht erwerbstätig ist. Über 90 Prozent der nicht 
berufstätigen Gewerkschafter sind Rentner, lediglich 2,4 
Prozent arbeitslos.

Gewerkschaften – ja bitte, aber 
ohne mich!
Helena Schneider
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Die sinkende Bindungskraft der Gewerkschaften geht 
mit Rekrutierungsproblemen bei bestimmten Gruppen 
einher. Während in der Gruppe der 18- bis 30-Jährigen 
nur 14,5 Prozent angeben, Mitglied einer Gewerkschaft 
zu sein, sind in der Gruppe der über 50-Jährigen 22,5 
Prozent der Arbeitnehmer gewerkschaftlich organisiert. 
Der Alterungsprozess der Gewerkschaften wird auch da-
ran deutlich, dass die über 50-Jährigen an der gesam-
ten Arbeitnehmerschaft lediglich einen Anteil von 34,1 
Prozent ausmachen, mit einem Anteil von 41,5 Prozent 
in den Gewerkschaften jedoch deutlich überrepräsen-
tiert sind. Ähnlich wie bei jungen Arbeitnehmern fällt 
den Gewerkschaften auch bei Teilzeitbeschäftigten und 
Migranten die Rekrutierung neuer Mitglieder schwer. Als 
Migranten werden dabei Beschäftigte angesehen, die 
außerhalb Deutschlands geboren sind, als Teilzeitbe-
schäftigte alle Arbeitnehmer, die weniger als 30 Stunden 
pro Woche arbeiten. Mit gewerkschaftlichen Organisati-
onsgraden von 11,5 Prozent (Teilzeit) und 15,6 Prozent 
(Migranten) liegen diese beiden Gruppen deutlich unter 
dem Durchschnittswert von 18,5 Prozent.

Auch bezüglich Geschlecht und Region gibt es deutli-
che Unterschiede. Während 22 Prozent der Männer ge-
werkschaftlich organisiert sind, geben nur 14,8 Prozent 
der Frauen an, Mitglied einer Gewerkschaft zu sein. Der 
Unterschied reduziert sich, wenn nur in Vollzeit beschäf-
tigte Männer und Frauen betrachtet werden (22,2 zu 
16,9 Prozent). Dies liegt darin begründet, dass Frauen 
häufiger in Teilzeit arbeiten und gleichzeitig Teilzeit-
beschäftigte eine geringere Neigung aufweisen, sich in 
Gewerkschaften zu organisieren. Außerdem ist die Orga-
nisationsneigung in Westdeutschland mit 19,6 Prozent 
deutlich stärker ausgeprägt als in Ostdeutschland (13,4 
Prozent). 

Ein sinkender Organisationsgrad der Gewerkschaften 
und Rekrutierungsprobleme bei bestimmten Gruppen 
lassen vermuten, dass die Gewerkschaften von vielen 
Arbeitnehmern als wenig bedeutsam angesehen wer-
den. Doch weit gefehlt. Obwohl nur weniger als jeder 
Fünfte Gewerkschaftsmitglied ist, stimmen knapp 70 
Prozent der im Allbus 2016 befragten Beschäftigten der 

Gewerkscha�en - ja bitte, aber ohne mich!
Anteil der aktiven Gewerkscha�smitglieder an allen Arbeitnehmern, Angaben in Prozent
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Aussage zu, dass Arbeitnehmer starke Gewerkschaften 
brauchen. Eine fehlende Wertschätzung der Institution 
Gewerkschaft oder Zweifel an deren Existenzberechti-
gung scheinen somit keine wesentlichen Ursachen für 
die schwindende gesellschaftliche Verankerung der Ge-
werkschaften zu sein. 

Vor dem Hintergrund dieser Zahlen könnte man das 
Verhalten vieler Arbeitnehmer als riskantes Kalkül be-
werten. Starke Gewerkschaften scheinen von einer gro-
ßen Mehrheit gebraucht und gewollt zu sein. Sie kann 
es jedoch nur so lange geben, wie es noch genügend 
Arbeitnehmer gibt, die sich für eine Gewerkschaftsmit-
gliedschaft entscheiden. Denn so determiniert die Mit-
gliederstärke nicht nur die Überlebensfähigkeit einer 
Gewerkschaft, sondern bestimmt auch die Verhand-
lungsmacht in Tarifverhandlungen sowie die politischen 
Einflussmöglichkeiten. Welcher Organisationsgrad min-
destens erforderlich ist, damit Gewerkschaften ausrei-
chend handlungsfähig sind, ist theoretisch offen.

Dass die Mitgliedergewinnung auch in Zukunft kein 
Selbstläufer wird, lassen unterschiedliche Entwicklun-
gen vermuten. Die Mitgliederwerbung von außen könn-
te sich vor dem Hintergrund einer schwächelnden SPD 
als besonders schwierig gestalten, war die SPD doch 
jahrzehntelang einer der wichtigsten politischen Partner 
der Gewerkschaften. Die Annäherung an andere Partei-
en wie beispielsweise die Grünen erscheint als notwen-
dig. Insbesondere wenn beschäftigungspolitische und 
klimapolitische Interessen wie derzeit beim Konflikt 
rund um den Hambacher Forst aufeinandertreffen, ist 
eine solche Koalition jedoch problematisch. Ein Blick 
auf die Ergebnisse der hessischen Landtagswahlen ver-
deutlicht zudem, dass innergewerkschaftliche Hetero-
genität zukünftig auch die Bindung aktueller Mitglieder 
erschweren kann. Auch wenn mit 28 Prozent noch re-
lativ viele Gewerkschafter SPD wählten, sind auch an-
dere Parteien und damit andere Denkrichtungen stark 
vertreten. Grünen-, CDU- und AfD-Wähler stellen mit 18 
Prozent beziehungsweise 17 Prozent keinen unwesent-
lichen Teil der Gewerkschafter (DGB, 2018). Trotz dieser 
Herausforderungen können die relativ stabilen Mitglie-
derzahlen der letzten Jahre (Anders et al., 2015, 23 f.) als 
positives Signal und erstes Anzeichen dafür gedeutet 

werden, dass sich die Gewerkschaften ihrer Probleme 
annehmen.
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